
 

Situation 

Nach den allgemeinen Grundsätzen des Staats- und Völkerrechts entfalten Urteile und vergleichbare 

Staatsakte grundsätzlich unmittelbare Rechtswirkungen nur im Gebiet des Staates, in dem sie 

erlassen worden sind. Jedem Staat steht es frei, ob und ggf. unter welchen Voraussetzungen er 

ausländische Hoheitsakte anerkennt, soweit er nicht durch Staatsverträge gebunden ist. Auch die 

Lösung des Ehebandes ist somit nach der Völkerrechtsgewohnheit zunächst nur in dem Staat 

wirksam, in dem sie vorgenommen wurde. Im deutschen Rechtsbereich gilt eine im Ausland gelöste 

Ehe weiterhin als bestehend ("hinkende Ehe"). Soll die Ehe auch für den deutschen Rechtsbereich 

wirksam gelöst sein, bedarf es der förmlichen Anerkennung. Gleiches gilt für die privatrechtliche 

Lösung des Ehebandes. 

Eine im Ausland geschiedene Person wird vor Anerkennung der ausländischen Ehescheidung in 

deutschen Personenstandsbüchern als "verheiratet" geführt.  Die Register sind, solange die 

ausländische Entscheidung nicht anerkannt ist und deshalb in der Bundesrepublik Deutschland keine 

Wirkung entfaltet, nicht unrichtig, wenn als Familienstand "verheiratet" eingetragen ist. 

 

a) Entscheidungen aus einem Mitgliedsstaat der Europäischen Union 

Entscheidungen, die in einem Mitgliedsstaat der Europäischen Union ergangen sind, bilden insoweit 

eine Ausnahme.  Art. 21 der Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 des Rates vom 27.11.2003 über die 

Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in 

Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung (Brüssel IIa – Verordnung, Amtsblatt der 

Europäischen Union vom 23.12.2003 Nr. L 338) normiert die Anerkennung der in einem Mitgliedstaat 

ergangenen Entscheidungen, ohne dass es eines besonderen Verfahrens bedarf. Die Brüssel IIa - 

Verordnung ist am 01.08.2004 in Kraft getreten. Sie ist ab dem 01.03.2005 gültig.  Diese Ausnahme 

war auch in Art. 14 der zuvor geltenden Verordnung über die Zuständigkeit und die Anerkennung 

und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche 

Verantwortung für die gemeinsamen Kinder der Ehegatten (Amtsblatt der Europäischen 

Gemeinschaften vom 30.06.2000, S. 19 ff.; Verordnung (EG) Nr. 1347/2000) geregelt, die durch die 

Brüssel IIa – Verordnung aufgehoben und ersetzt wurde. Nach der Übergangsvorschrift des Art. 42 

Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 ist eine Anerkennung indes nicht entbehrlich bei Entscheidungen, 

die vor dem 01.03.2001 ergangen sind. Auch in Bezug auf Entscheidungen, die zwar nach dem 

28.02.2001 ergangen sind, aber auf einem vor dem 01.03.2001 begonnenen Verfahren beruhen, sind 

nach Art. 42 Abs. 2 Einschränkungen zu beachten. Bei einer späteren Aufnahme eines Staates in die 

Europäische Union ist insoweit der spätere Zeitpunkt maßgeblich. Etwas anderes gilt nach dem 

Zusatzprotokoll zum Vertrag von Amsterdam an Gemeinschaftsakten auf dem Gebiet der Justiz- und 

der Innenpolitik für Dänemark. Hier findet die vorgenannte Verordnung keine Anwendung. 

 

b) Heimatstaatentscheidungen 

Die förmliche Anerkennung einer ausländischen Entscheidung in Ehesachen ist weiterhin entbehrlich, 

wenn eine Ehe durch ein Gericht oder eine Behörde des Staates aufgelöst wurde, dem beide 

Ehegatten zum Zeitpunkt der Scheidung angehörten, § 107 Abs. 1 Satz 2 FamFG (sog. 



Heimatstaatentscheidung). Dies setzt voraus, dass beide Ehegatten gemeinsam die 

Staatsangehörigkeit des Scheidungsstaates besessen haben. Keine Heimatstaatenentscheidung liegt 

vor, wenn einer der Ehegatten zum Scheidungszeitpunkt außer der Staatsangehörigkeit des 

Scheidungsstaates noch eine weitere Staatsangehörigkeit, insbesondere die deutsche 

Staatsangehörigkeit, besaß oder wenn zumindest einer der Ehegatten im Scheidungszeitpunkt als 

heimatloser Ausländer, Asylberechtigter oder ausländischer Flüchtling einem anderen 

Personenstatut als dem des Scheidungsstaates unterstand. 

 

Die sog. Heimatstaatklausel in § 107 Abs. 1 Satz 2 FamFG ist als Ausnahmeregelung nach allgemeinen 

Grundsätzen und mit Blick auf den Zweck des Anerkennungsverfahrens restriktiv anzuwenden. Das 

Anerkennungsverfahren ist daher durchzuführen, wenn im Einzelfall nicht ausgeschlossen werden 

kann, dass einer der Ehegatten zum Scheidungszeitpunkt eine weitere oder andere 

Staatsangehörigkeit als die des Scheidungsstaates besessen hat. Die maßgebliche 

Staatsangehörigkeit kann in Zweifelsfällen oft erst nach zeitaufwändigen Prüfungen abschließend 

festgestellt werden. Dabei gehört es nicht zu den Aufgaben des Standesbeamten, die 

Staatsangehörigkeit einer Person zu einem bestimmten Zeitpunkt in eigener Zuständigkeit 

festzustellen. Eine für alle Behörden und Gerichte verbindliche Feststellung der Staatsangehörigkeit 

kann letztlich nur gemäß § 43 Abs. 1 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) durch ein 

Verwaltungsgericht getroffen werden. 

 

Es empfiehlt sich daher aus Gründen der Rechtssicherheit, in Zweifelsfällen eine ausländische 

Entscheidung in Ehesachen der Landesjustizverwaltung zur förmlichen Anerkennung vorzulegen.  

 

Rechtsgrundlage 

Grundlage der förmlichen Anerkennung einer ausländischen Entscheidung in Ehesachen bzw. eines 

vergleichbaren privatrechtlichen Aktes bildet seit dem 01.09.2009 § 107 FamFG. Zuvor richtete sich 

die Anerkennung nach Art. 7 § 1 FamRÄndG.  

Zuständigkeit 

Zuständig für die Anerkennungsentscheidung ist grundsätzlich die Justizverwaltung des 

Bundeslandes, in dem ein Ehegatte seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Die örtliche Zuständigkeit 

richtet sich nach dem Ort des Aufenthalts, wenn einer der Ehegatten der geschiedenen Ehe zum 

Zeitpunkt des Anerkennungsantrags seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Bundesgebiet hat. Sofern 

keiner der Ehegatten seinen Aufenthalt im Bundesgebiet hat, aber in Deutschland eine neue Ehe 

geschlossen werden soll, richtet sich die örtliche Zuständigkeit nach dem Ort der geplanten 

Eheschließung. Hat keiner der Ehegatten der geschiedenen Ehe seinen Aufenthalt in Deutschland und 

soll auch hier keine neue Ehe geschlossen werden, ist die Zuständigkeit der Senatsverwaltung für 

Justiz in Berlin gegeben. 

 

Anerkennung auf Antrag 



Die Entscheidung erfolgt nur auf Antrag. Antragsberechtigt ist neben den betroffenen Ehegatten jede 

Person, die ein rechtliches Interesse an der Klärung der Statusfrage glaubhaft macht (z.B. Verlobte, 

spätere Ehegatten oder Erben). Auch den Rentenversicherungsanstalten steht ein eigenes 

Antragsrecht zu. Dem Standesbeamten steht kein eigenständiges Antragsrecht zu. Ihm fehlt das 

rechtliche Interesse, wenn er die Anerkennung zur Eintragung der Scheidung in sein Register 

beantragt.  

Dem Standesbeamten steht kein eigenständiges Antragsrecht zu. Ihm fehlt das rechtliche Interesse, 

wenn er die Anerkennung zur Eintragung der Scheidung in sein Register beantragt. Die Register sind, 

solange die ausländische Entscheidung nicht anerkannt ist und deshalb in der Bundesrepublik 

Deutschland keine Wirkung entfaltet, nicht unrichtig, wenn als Familienstand "verheiratet" 

eingetragen ist. Denn eine im Ausland geschiedene Person wird vor Anerkennung der ausländischen 

Ehescheidung in deutschen Personenstandsbüchern als "verheiratet" geführt. 

Wirkung der Anerkennung ausländischer Scheidungsurteile in Deutschland 

Die Anerkennungs- wie auch die Nichtanerkennungsfeststellung der Landesjustizverwaltung bindet 

alle Gerichte und Behörden in Deutschland, § 107 Abs. 9 FamFG. Mit Anerkennung der ausländischen 

Ehescheidung gilt die Ehe auch für den deutschen Rechtsbereich rückwirkend auf den Zeitpunkt der 

ausländischen Lösung des Ehebandes als geschieden. Die Entscheidung der Landesjustizverwaltung 

nach § 107 FamFG erstreckt sich ausschließlich auf die Lösung des Ehebandes. Eventuelle in der 

ausländischen Entscheidung getroffene Regelungen zu Scheidungsfolgesachen werden nicht berührt. 

Scheidungsfolgesachen sind z.B. Regelungen zum Unterhalt, zum Sorgerecht und zum 

Versorgungsausgleich. Besteht insoweit ein Streit oder weiterer Regelungsbedarf, sind die 

Zivilgerichte zuständig. 

Rechtsmittel gegen die deutsche Anerkennungsentscheidung 

Gegen den Feststellungsentscheid der Landesjustizverwaltung kann ein Antrag auf gerichtliche 

Überprüfung bei dem Zivilsenat des örtlich zuständigen Oberlandesgerichtes gestellt werden, § 

107 Abs. 5 - 7 FamFG  

Kosten 

Für die Entscheidung entsteht abhängig vom Einkommen der Antragsteller eine Gebühr zwischen 

10,- EURO und 305,- EURO (§ 4 JVKostG). Für die Rücknahme eines Antrages wird die Hälfte der für 

die Entscheidung fälligen Gebühr - jedoch mindestens 10,- EURO - erhoben (§ 4 Abs. 2 JVKostG). Die 

bei uns anfallenden Anwaltskosten können Sie über unsere Kanzlei  erfragen. Für die Vorbereitung 

des Anerkennungsverfahrens benötigen wir von den folgenden Unterlagen vorläufig nur Kopien. 

 

Spätestens bei Antragstellung sind folgende Unterlagen nötig 
 
 

• Heiratsurkunde der aufgelösten/für nichtig erklärten Ehe (ersatzweise die Geburtsurkunden der 
Ehegatten) (im Original nebst zwei Kopien)  

• Beglaubigte Abschrift - Auszug - aus dem Familienbuch der aufgelösten, für nichtig erklärten Ehe (im 
Original nebst zwei Kopien)  



• Heiratsurkunde der neuen Ehe meines früheren Ehegatten, ggf. Sterbeurkunde meines früheren 
Ehegatten  

• Vollständige Ausfertigung der ausländischen Entscheidung mit Rechtskraftvermerk und möglichst mit 
Tatbestand und Entscheidungsgründen (im Original nebst zwei Kopien)  

• Nachweis über die Registereintragung aus Ländern, in denen zur Wirksamkeit der Entscheidung der 
Registereintrag erforderlich ist (im Original nebst zwei Kopien)  

• Die Klageschrift des ausländischen Verfahrens oder einen sonstigen Nachweis über die Gründe der 
Entscheidung, wenn diese nach dem Recht des Staates, dem das erkennende Gericht angehört, in der 
Entscheidung nicht aufgeführt werden  

 
Bei Antragstellung müssen die Unterlagen in folgender Form vorliegen 
 

• Alle Dokumente im Original 
• Zu sämtlichen fremdsprachigen Schriftstücken angefertigte Übersetzungen im Original. Die 

Übersetzungen müssen von einem(r) von einer deutschen Landesjustizverwaltung ermächtigten 
Übersetzer(in) erfolgen.  
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